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 Deutschland 
1. Zuständigkeiten im Bildungswesen 

Das deutsche Bildungswesen ist geprägt vom Föderalismus. In der Bundesrepublik Deutschland sind fast alle Schulen - also die allgemeinbildenden, die beruflichen und auch die Hochschulen - staatliche Einrichtungen. Die Bundesländer haben jeweils eigene Gesetzgebungen. Deren "Kulturhoheit" ist im Grundgesetz (Art. 30 und 70) festgeschrieben. Durch das Hochschulrahmengesetz wurden dem Bund jedoch bildungspolitische Kompetenzen im Hochschulbereich zuerkannt. Um zu große Unterschiede zwischen den Bundesländern zu vermeiden, sorgt die Ständige Konferenz der Kultusminister (KMK) der Länder mit ihren Beschlüssen für eine gewisse Vereinheitlichung des Schulwesens. 
Der Schulbesuch ist in allen Ländern gebührenfrei. In bezug auf die Hochschulen gibt es allerdings derzeit Diskussionen, Studiengebühren einzuführen.
Im dualen System ist der Staat als Träger der Berufsschulen (Länder) unmittelbar in der Berufsausbildung engagiert und nimmt durch Setzung der Rahmenbedingungen für die Berufsausbildung in den Betrieben (Bund) mittelbaren Einfluss. Im weiteren Sinn ist deshalb das duale System ein staatlich gesteuertes Modell der Berufsausbildung. Für die Kontrolle der innerbetrieblichen Umsetzung der staatlichen Rahmenbedingungen sind die Kammern zuständig. Besonders wichtig für das duale System ist die Zusammenarbeit von Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften. Beide Seiten nehmen Einfluss auf die Formulierung von Ausbildungsinhalten und die Entwicklung von neuen Vorschriften, denn sie sind in den entsprechenden Ausschüssen auf Bundes- und Länderebene vertreten.
2. Allgemeinbildendes Schulwesen
Primarbereich
Die Schulpflicht beginnt im Alter von sechs Jahren. Die Grundschule ist die für alle Kinder verpflichtende einheitliche Schule des Primarbereichs. Sie dauert in der Regel vier Jahre (1. bis 4. Klasse). In Berlin besteht die Grundschule aus sechs Jahrgangsstufen.
Sekundarbereich I
Zu Beginn des 5. Schuljahres wechseln die Kinder in die Hauptschule, Realschule oder das Gymnasium. In den meisten Bundesländern beträgt die allgemeine Pflichtschulzeit neun Jahre - in Berlin, Brandenburg, Bremen und Nordrhein-Westfalen sind es zehn Jahre.
Hauptschule
Die Hauptschule dauert in der Regel fünf Jahre (Klassen 5 bis 9), in manchen Bundesländern sind es zehn Jahre. Sie ist die am wenigsten anspruchsvolle Schule und ihr Abschluss ermöglicht vor allem den Weg in die duale Berufsausbildung. 1996 gingen 1 121 500 Schüler auf die Hauptschule.
Realschule
Die Realschule dauert im Normalfall sechs Jahre (5 bis 10) - wiederum gibt es Ausnahmen in manchen Bundesländern. Die Unterrichtsinhalte sind schwieriger als in der Hauptschule. Sie wurde 1996 von 1 203 000 Schüler besucht.
Gymnasium
Das Gymnasium ist die einzige Schulart, die sowohl im Sekundarbereich I als auch im oberen Sekundarbereich angesiedelt ist. Das Gymnasium dauert in der Regel neun Jahre (5 bis 13), in vier Bundesländern nur acht. Die letzten drei bzw. zwei Jahre zählen zur Oberstufe und führen zum Abitur, der Hochschulzugangsberechtigung. 1996 besuchten 1 552 700 Schüler das Gymnasium im Sekundarbereich I.
Gesamtschulen
In diesen Schulen werden die Klassen fünf bis zehn oder sieben bis zehn unterrichtet. Die Gesamtschule ist eine einheitliche Schule, die Haupt- und Realschule sowie Gymnasium verbindet. In der Gesamtschule erlangen die Schüler den Abschluss der Haupt- oder Realschule. Und sie haben die Möglichkeit, die Oberstufe eines Gymnasiums zu besuchen. In manchen Ländern ist die Gesamtschule die Regelschule, in anderen läuft sie nur als Schulversuch. 1996 besuchten 480 400 Schüler eine Gesamtschule.
Sonderschulen
In Deutschland gibt es zusätzlich ein ausdifferenziertes Sonderschulwesen mit speziellen Schulen für Lern-, Geistig-, Körper- und Sehbehinderte sowie für Schwerhörige und Gehörlose, Verhaltensgestörte und Sprachbehinderte. Sie existieren auf allen Ebenen des Schulsystems und bieten prinzipiell die gleichen Abschlüsse.
Sekundarbereich II
Gymnasiale Oberstufe
Hierzu zählen die letzten drei bzw. zwei Jahre des Gymnasiums (Schuljahre 11 bis 13). 1996 besuchten 628 900 Schüler diese Schulform.
In allen Ländern gibt es außerdem eine in der Regel dreijährige Teilzeitberufsschulpflicht für Jugendliche, die keine weiterführende Vollzeitschule besuchen. Der Besuch der Berufsschule ist Teil des Dualen Systems der beruflichen Bildung.
3. Hochschulwesen
1996 entschieden sich ca. 2,7 Millionen junge Erwachsene für die Ausbildung an einer Hochschule. Das deutsche Hochschulwesen lässt sich folgendermaßen gliedern:
Universitäten
Voraussetzung für das Studium an einer Universität und an gleichgestellten Hochschulen ist die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife, die mit dem Abitur, also in der Regel nach 13 Schuljahren erworben wird. Die meisten Studiengänge sind auf vier Jahre angelegt. Die faktischen Studienzeiten betragen jedoch im Durchschnitt sechs Jahre.
Kunsthochschulen
Diese Hochschulen gibt es für Bildende Künste, Gestaltung, Musik, Film und Fernsehen. Die Aufnahme in diese Hochschulen erfolgt größtenteils aufgrund besonderer Begabung, die mit einer Eignungsprüfung getestet wird. 
Fachhochschulen
Die Studiengänge an den Fachhochschulen unterscheiden sich von den Studiengängen der Universitäten durch eine stärkere Anwendungs- und Praxisbezogenheit. Auch sind die Regelstudienzeiten kürzer, sie betragen mindestens drei Jahre. Je nach Anzahl der Praxissemester kann das Studium an einer Fachhochschule aber auch vier Jahre dauern.
Pädagogische Hochschulen
Diese Form der Hochschule gibt es nur in Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg. An ihr werden Grund- und Hauptschullehrer sowie Sonderschullehrer ausgebildet.
Fachschulen
Die Fachschulen führen zu vertiefter beruflicher Fachbildung und fördern die Allgemeinbildung. Bildungsgänge an Fachschulen in Vollzeitform dauern in der Regel ein Jahr, in Teilzeit dauern sie entsprechend länger. Fachschulen sind sogenannte Stätten der Aufstiegsweiterbildung. 
4. Berufsbildung
Duales System 
1996 besuchten knapp 2,5 Millionen Schüler die beruflichen Schulformen im Sekundarbereich II. 1,6 Millionen dieser Jugendlichen besuchten die Teilzeitberufsschule, an der ein Teil der Ausbildung des Dualen Systems absolviert wird. In dieser Zahl sind neben den Lehrlingen auch die Jugendlichen enthalten, die nach der eigentlichen Pflichtschule (nach dem 9. Hauptschuljahr) ohne weitere Ausbildung eine Arbeitsstelle annehmen. Charakteristisches Merkmal der beruflichen Erstausbildung im dualen System ist das Zusammenwirken zweier grundverschiedener Bildungsträger: private Betriebe einerseits und öffentliche Berufsschulen andererseits. Diese Art der Berufsausbildung gibt es in so gut wie allen wirtschaftlichen Branchen. Die meisten Jugendlichen beginnen ihre Ausbildung direkt nach Abschluss der Haupt-, Realschule oder des Gymnasiums. Andere starten die Lehre erst nach einer beruflichen Vollzeitschule. Die Auszubildenden unterschreiben einen Vertrag, der den Arbeitgeber dazu verpflichtet, dem Jugendlichen die zur Erfüllung der Schulpflicht notwendige Zeit zu gewähren. Die Ausbildung dauert drei bis dreieinhalb Jahre. Am Ende der Lehre müssen die Auszubildenden eine Prüfung ablegen, die von einer autorisierten Institution, die vom Betrieb und der Berufsschule unabhängig ist, abgenommen wird. Meist sind dies die Industrie- und Handelskammern oder die Handwerkskammern. Das Zertifikat, das die Absolventen dann erhalten, ist in der Wirtschaft allgemein anerkannt. Es existieren folgende Schulformen:
Berufsaufbauschule
Diese richtet sich an Personen, die den Realschulabschluss nachholen möchten. Unterrichtet werden allgemeinbildende und berufliche Fächer. Die Berufsaufbauschule wird als Teilzeit- und als Vollzeitschule angeboten.
Berufsfachschule
Dies sind Schulen mit Vollzeitunterricht von mindestens einjähriger Dauer. Es gibt drei Typen von Berufsfachschulen. Die einen dauern meist drei Jahre und führen zu einem Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf. Andere Berufsfachschulen führen zu einem Ausbildungsberuf, der nur über den Besuch einer Schule erreichbar ist. Die dritte Art der Berufsfachschulen vermittelt keinen Ausbildungsabschluss, sondern nur eine Berufsgrundbildung. 
Fachoberschule
Mit Realschulabschluss kann die Fachoberschule besucht werden, in der bestimmte Fachrichtungen angeboten werden. In diesen Schulen wird die Fachhochschulreife erworben, die ein Studium an Fachhochschulen ermöglicht.
Quartärbereich (Weiterbildung)
Weiterbildung hat in Deutschland zwei Ziele. Zum einen sollen einmal erworbene berufliche Qualifikationen auf den jeweilig neuesten Stand technologischer und arbeitsorganisatorischer Entwicklungen gebracht werden, zum anderen dient sie dem beruflichen Aufstieg. Die Unternehmen sind die wichtigsten Träger beruflicher Weiterbildung - rund 50% und etwa ein Drittel der aufgewendeten Zeit entfallen auf die betriebliche Weiterbildung. Nur in wenigen Bereichen der beruflichen Weiterbildung ist der Staat unmittelbar engagiert. Dazu zählen z.B. die Fachschulen, für die die Länder zuständig sind. Neben den Betrieben und Fachschulen gibt es einen "freien" Markt von in der Regel privaten Anbietern, die zum Teil gemeinnützigen, zum Teil erwerbswirtschaftlichen Charakter haben. Die Kammern sind Körperschaften des Öffentlichen Rechts. Sie finanzieren sich aus den Beiträgen ihrer Mitglieder. Die Technischen Akademien sind meist gemeinnützige Vereine, deren Mitglieder Firmen und Kommunen sind. Sie bieten Weiterbildung in den Bereichen Personal- und Sozialwesen, Personalwirtschaft und Personalentwicklung an. Die Bildungswerke der Wirtschaft haben ebenfalls den Status eines gemeinnützigen Vereins; Mitglieder sind Arbeitgeberverbände. Die Berufsfortbildungswerke sind gemeinnützige Einrichtungen des Deutschen Gewerkschaftsbunds und der Deutschen Angestellten Gewerkschaft. Berufliche Weiterbildung erfasst alle Beschäftigtengruppen sowie Arbeitslose. 
Neben den beruflichen Weiterbildungsmöglichkeiten gibt es aber auch Erwachsenenbildung im Sinne allgemeiner Bildung. Die wichtigsten Träger dieser Weiterbildung sind die Volkshochschulen und verschiedene kleinere Weiterbildungsträger. Hinzu kommt der Fernunterricht der 138 Fernlehrinstitute (1991).
5. Zusammenfassende Wertung
Das deutsche Bildungswesen weist im internationalen Vergleich zwei Besonderheiten auf. Die durch den Föderalismus bedingte "Kulturhoheit" gestattet den Ländern eine weitgehend eigenständige Ausgestaltung des allgemeinen Bildungswesens. Die ständige Konferenz der Kultusminister bemüht sich dabei mit ihren Empfehlungen um eine Abstimmung zwischen den Ländern. Zudem betraute der Gesetzgeber die Betriebe mit einem Teil der Berufsausbildung, indem er ihnen den praktischen Teil der beruflichen Erstausbildung überließ. Dadurch polarisierter er allerdings die Bildung in allgemeinbildende hochschulorientierte und duale berufliche. Diese Trennung wird derzeit durch die Einführung doppelqualifizierender Berufsausbildungsabschlüsse abgeschwächt. Zukünftig können Absolventen einer Erstausbildung zusammen mit ihrem Ausbildungszertifikat die fachgebundene Hochschulreife erlangen. Das deutsche Bildungswesen zeichnet sich weniger durch selektive Mechanismen, als durch einen hohen Grad an interinstitutioneller Offenheit gegenüber individuellen Bildungsbedürfnissen aus. So ist es keine Besonderheit, dass ehemalige Hauptschüler später ein Universitätsstudium absolvieren. Auf dem tertiären Bildungssektor konkurrieren in Deutschland zwei Hochschulformen, wobei die kürzeren Fachhochschulstudiengänge gegenüber den universitären Studiengängen zunehmend an Attraktivität gewinnen
Primarbereich

Die Grundschule als erste Pflichtschule umfasst die Jahrgangsstufen 1-4 (Altersgruppe 6-10 Jahre), in Berlin und Brandenburg die Jahrgangsstufen 1-6 (6-12 Jahre). Sie wird von allen Kindern im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht gemeinsam besucht, sofern sie am Unterricht mit Erfolg teilnehmen können. Neben den Grundschulen gibt es im Primarbereich auch Sonderschulen. Wie im Grundgesetz festgelegt, sind die Grundschulen fast ausschließlich öffentliche Schulen. 1998 betrug der Anteil der privaten Grundschulen lediglich 1,63 % (288 Schulen).

Der Unterricht wird in der Regel in Jahrgangsklassen erteilt, in den ersten beiden Jahrgangsstufen überwiegend von einem Lehrer, dem Klassenlehrer. Es erleichtert den Schülern das Einleben in die Schule, wenn sie sich auf einen Lehrer bzw. eine Lehrerin als Bezugsperson konzentrieren können und nicht mit einer Vielzahl von Fachlehrern zu tun haben. Das Klassenlehrer-Prinzip soll die Einheit von Erziehung und Unterricht, eine durchgängige pädagogische Förderung und ein differenziertes Eingehen auf die Bedürfnisse des einzelnen Schülers gewährleisten. Von der Jahrgangsstufe 3 an werden die Schüler zunehmend von Fachlehrern unterrichtet und damit auch auf den Übergang in die Schulen des Sekundarbereichs vorbereitet, in denen das Fachlehrer-Prinzip herrscht.

Aufgaben und Ziele der Grundschule bestimmen sich nach ihrer Stellung im Schulsystem. Danach soll die Grundschule ihre Schüler von den mehr spielerischen Formen des Lernens im Elementarbereich zu den systematischeren Formen des schulischen Lernens hinführen und das Lernangebot nach Inhalt und Form den individuellen Lernvoraussetzungen und Möglichkeiten anpassen. Ziel der Grundschule ist es, den Schülern die Grundlage für eine weiterführende Bildung zu vermitteln. Die Schüler sollen befähigt werden, ihre Umwelteindrücke erlebnismäßig zu erfassen und zu strukturieren. Gleichzeitig sollen sie ihre psycho-motorischen Fähigkeiten und sozialen Verhaltensweisen weiterentwickeln. Die Grundschule sieht ihren Auftrag darin, Kinder mit unterschiedlichen individuellen Lernvoraussetzungen und Lernfähigkeiten so zu fördern, dass sich die Grundlagen für selbständiges Denken, Lernen und Arbeiten entwickeln sowie Erfahrungen zum gestaltenden menschlichen Miteinander vermittelt werden. Sie erwerben so eine Basis zur Orientierung und zum Handeln in ihrer Lebenswelt sowie für das Lernen in weiterführenden Schulen im Sekundarbereich.
Sekundarbereich I

Im Sekundarbereich I bauen die allgemein bildenden Schulen auf der gemeinsamen Grundschule auf. In der Mehrzahl der Länder handelt es sich dabei um die Hauptschule, die Realschule, das Gymnasium und die Gesamtschule. In einzelnen Ländern gibt es seit einigen Jahren neue Schularten mit nach Ländern unterschiedlichen Bezeichnungen, in denen die Bildungsgänge der Hauptschule und der Realschule pädagogisch und organisatorisch zusammengefasst werden; dazu gehören die Mittelschule, die Regelschule, die Sekundarschule, die Integrierte Haupt- und Realschule, die Verbundene Haupt- und Realschule, die Regionale Schule und die Erweiterte Realschule. Die Gestaltung der Schularten und Bildungsgänge des Sekundarbereichs I geht vom Grundsatz einer allgemeinen Grundbildung, einer individuellen Schwerpunktsetzung und einer leistungsgerechten Förderung aus. 

Die Aufnahme in eine weiterführende Schule erfolgt in der Regel auf der Grundlage einer Empfehlung der Grundschule, die allgemeine Angaben zur Entwicklung des Kindes in der Grundschule enthält und mit einer Gesamtbeurteilung über die Eignung für den Besuch weiterführender Schulen abschließt.

Die Wochenstundenzahl der Fächer und Lernbereiche im Pflicht- und Wahlpflichtunterricht beträgt in den Jahrgangsstufen 5 und 6 in der Regel jeweils 28 Wochenstunden und in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 im Allgemeinen jeweils 30 Wochenstunden. Eine Wochenstunde umfasst 45 Minuten. Auf die Fächer Deutsch, Mathematik und 1. Fremdsprache entfallen jeweils 3-5 Wochenstunden, auf die Naturwissenschaften und Gesellschaftswissenschaften jeweils 2-3 Wochenstunden. Für die 2. Fremdsprache sind ab Jahrgangsstufe 7 je nach Schulart als Pflicht- oder Wahlpflichtfach ebenfalls 3-5 Wochenstunden vorgesehen. Die Wochenstundenzahl für die übrigen Pflicht- oder Wahlpflichtfächer (Musik, Kunst, Sport, Arbeitslehre) wie für den Religionsunterricht ist nach Fächern und Schularten im Rahmen der insgesamt 28-30 Wochenstunden unterschiedlich.

Die pädagogische Arbeit in der Schule wird durch Richtlinien verschiedener Art in der Zuständigkeit der Länder geregelt. Insbesondere die Lehrpläne machen Angaben zur Behandlung der einzelnen Unterrichtsthemen, zur Stoffverteilung und zu verschiedenen didaktischen Ansätzen. Wachsende Bedeutung kommt der fachübergreifenden Abstimmung von Unterrichtsinhalten und -zielen und fachübergreifenden Veranstaltungen zu, in Aufgabenfeldern wie Gesundheitserziehung, Hinführung zur Berufs- und Arbeitswelt, informationstechnische Grundbildung, Umweltbildung und bei der Behandlung europäischer Themen.

Die Beurteilung der Leistungen erfolgt entsprechend einem von der Kultusministerkonferenz vereinbarten Notensystem, das sechs Notenstufen umfasst: sehr gut = 1, gut = 2, befriedigend = 3, ausreichend = 4, mangelhaft = 5, ungenügend = 6. Die vom Schüler erbrachten Leistungen werden zweimal im Jahr in einem Zeugnis dargestellt, und zwar am Ende des ersten Schulhalbjahres und am Ende des Schuljahres.

Ein Abschlusszeugnis erhalten die Schüler am Ende der Bildungsgänge im Sekundarbereich I, sofern sie die 9. bzw. 10. Jahrgangsstufe erfolgreich abgeschlossen haben. In einigen Ländern gibt es für den Erwerb dieser Abschlusszeugnisse zentrale Prüfungen auf Landesebene. Am Gymnasium, das auch den Sekundarbereich II umfasst, wird am Ende der 10. Jahrgangsstufe in der Regel kein Abschlusszeugnis ausgestellt, sondern die Berechtigung zum Besuch der Gymnasialen Oberstufe erteilt. Schüler, die das Ziel des Bildungsganges nicht erreicht haben, erhalten ein Abgangszeugnis. Für die Zeugnisse werden vom Kultusministerium des jeweiligen Landes Zeugnisformulare vorgegeben. Die Abschluss- und Abgangszeugnisse werden von der einzelnen Schule ausgestellt und vom Schulleiter und Klassenlehrer unterzeichnet. Auf den Abschlusszeugnissen werden die erworbenen Abschlüsse und Berechtigungen zum Übergang in weiterführende Bildungsgänge vermerkt. 
Sekundarbereich II
Die Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen für die 16 - 19-jährigen im Sekundarbereich II umfassen allgemein bildende Schulen und berufliche Schulen in Vollzeit- oder Teilzeitform sowie die Ausbildungsbetriebe des dualen Systems.

Die Gymnasiale Oberstufe umfasst die Jahrgangsstufen 11-13 (in zwei Ländern die Jahrgangsstufen 10-12 bzw. 11-12) und gliedert sich in der Regel in eine einjährige Einführungsphase und eine zweijährige Qualifikationsphase. Aufbauend auf dem Unterricht im Sekundarbereich I treten nach der Einführungsphase in der Qualifikationsphase halbjährige Kurse an die Stelle des Klassenverbandes. Dabei tragen Grundkurse und Leistungskurse zu einer wissenschaftspropädeutischen Ausbildung auf unterschiedlichem Lernniveau bei, wobei die Grundkurse eine grundlegende Ausbildung und die Leistungskurse eine exemplarisch vertiefte Ausbildung vermitteln. Ziel des Lernens und Arbeitens in der Gymnasialen Oberstufe ist die Allgemeine Hochschulreife, die zum Studium an einer Hochschule berechtigt, aber auch den Weg in eine berufliche Ausbildung ermöglicht.

Zu den beruflichen Vollzeitschulen gehören die Berufsfachschule, die Fachoberschule, das Berufliche Gymnasium/Fachgymnasium, die Fachschule und weitere Schularten, die nur in einzelnen Ländern vertreten sind bzw. quantitativ von geringer Bedeutung sind.

Im dualen System absolvieren in Deutschland zwei Drittel der Jugendlichen je nach Beruf eine in der Regel dreijährige qualifizierte Berufsausbildung. Das System wird als dual bezeichnet, weil die Ausbildung an zwei Lernorten durchgeführt wird: im Betrieb und in der Berufsschule. Ziel der Ausbildung im dualen System ist es, eine breit angelegte berufliche Grundbildung und die für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit notwendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermitteln. Der erfolgreiche Abschluss befähigt zur Berufsausübung als qualifizierte Fachkraft in einem von ca. 355 anerkannten Ausbildungsberufen
Berufsausbildung
Die Berufsausbildung für die 16 - 19-jährigen im Sekundarbereich II erfolgt in beruflichen Schulen in Vollzeit- oder Teilzeitform sowie in Ausbildungsbetrieben des dualen Systems.

Das duale System bietet Ausbildung an zwei Lernorten: im Betrieb und in der Berufsschule. Ziel der Ausbildung im dualen System ist es, eine breit angelegte berufliche Grundbildung und die für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit notwendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermitteln. Der erfolgreiche Abschluss befähigt zur Berufsausübung als qualifizierte Fachkraft in einem von ca. 355 anerkannten Ausbildungsberufen.

Zu den beruflichen Vollzeitschulen gehören:

Berufsfachschulen sind Vollzeitschulen, die der Vorbereitung auf eine Berufstätigkeit oder der Berufsausbildung dienen und gleichzeitig die Allgemeinbildung fördern. Zugangsvoraussetzung ist je nach dem angestrebten Ausbildungsziel in der Regel das Abschlusszeugnis der Hauptschule oder das Abschlusszeugnis der Realschule bzw. ein Mittlerer Schulabschluss. Die Bildungsgänge an Berufsfachschulen sind je nach beruflicher Fachrichtung und Zielsetzung von unterschiedlicher Dauer (1-3 Jahre).

Fachoberschulen umfassen die Jahrgangsstufen 11 und 12 und bauen auf einem Mittleren Schulabschluss auf. Sie vermitteln allgemeine, fachtheoretische und fachpraktische Kenntnisse und Fähigkeiten und führen zur Fachhochschulreife. Es gibt Fachoberschulen für Technik, für Wirtschaft und Verwaltung, für Ernährung/Hauswirtschaft, für Agrarwirtschaft, für Sozialwesen, für Gestaltung, für Seefahrt u.a. Die fachpraktische Ausbildung findet während des Besuchs der Jahrgangsstufe 11, also im ersten Jahr statt und erstreckt sich über das ganze Jahr an jeweils vier Tagen in der Woche. Daneben finden wöchentlich mindestens acht Stunden Unterricht statt.

Berufliche Gymnasien/Fachgymnasien sind in einigen Ländern in der Form der Gymnasialen Oberstufe mit berufsbezogenen Schwerpunkten eingerichtet und umfassen einen dreijährigen Bildungsgang. Aufbauend auf einem Mittleren Schulabschluss mit besonderem Leistungsprofil, der zum Eintritt in die Gymnasiale Oberstufe berechtigt, oder einem gleichwertigen Abschluss führt das Berufliche Gymnasium bzw. Fachgymnasium in der Regel zur Allgemeinen Hochschulreife.

Berufsoberschulen führen in zweijährigem Vollzeitunterricht zur Fachgebundenen Hochschulreife und mit einer zweiten Fremdsprache zur Allgemeinen Hochschulreife. Die Berufsoberschule kann auch in Teilzeitform mit entsprechend längerer Dauer geführt werden.

Fachschulen bieten berufliche Weiterbildung mitdem Ziel, Fachkräfte mit beruflicher Erfahrung zu befähigen, Aufgaben im mittleren Funktionsbereich zu übernehmen, d.h. Betriebe ihres Fachbereichs selbständig zu leiten und den Berufsnachwuchs heranzubilden, oder gehobene Funktionen innerhalb abgegrenzter Verantwortungsbereiche auszuüben. Fachschulen setzen grundsätzlich den Abschluss einer einschlägigen Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf und eine entsprechende Berufstätigkeit voraus

Sonderschulwesen
Sonderpädagogische Förderung soll das Recht der behinderten und von Behinderung bedrohten Kinder und Jugendlichen auf eine ihren persönlichen Möglichkeiten entsprechende schulische Bildung und Erziehung verwirklichen. Sie unterstützt und begleitet diese Kinder und Jugendlichen durch individuelle Hilfen, um für diese ein möglichst hohes Maß an schulischer und beruflicher Eingliederung, gesellschaftlicher Teilhabe und selbständiger Lebensgestaltung zu erreichen.
Lehrpläne, die hinsichtlich der Bildungsziele, Unterrichtsinhalte und Leistungsanforderungen denjenigen der allgemeinen Schulen (Grundschule und Bildungsgänge der Hauptschule, der Realschule und des Gymnasiums) entsprechen, sind Grundlage der Arbeit an allen Sonderschulen. Schulen für Lernbehinderte und Geistigbehinderte arbeiten nach eigenen Richtlinien, die wie alle anderen Lehrpläne durch das Kultusministerium des jeweiligen Landes erlassen werden.
Die Methodik hat jedoch die besonderen Voraussetzungen und Beeinträchtigungen des Lernens bei den einzelnen Behinderungsarten zu berücksichtigen. Das in den Stundentafeln der allgemeinen Schulen vorgesehene Unterrichtsvolumen wird um Stunden für sonderpädagogische Maßnahmen ergänzt. Einzelne Bildungsgänge an den Sonderschulen dauern auch um ein Jahr länger als diejenigen an allgemeinen Schulen. 
